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Der Basler Regierungsrat befürwortet die Einführung
des Frauenstimmrechts

Knapp vier Wochen nach der Probeabstimmung der Frauen
über die Einführung des Frauenstimmrechts legt der Re-
gierungsrat dem Grossen Rat zwei Anträge vor:

1. es sei eine Partialrevision der Kantonsverfassung vorzunehmen;
2. es seien die §§ 26 und 44 der kantonalen Verfassung im Sinne der

Ein füll rung des Frauenstimmrechts abzuändern.
Im Bericht zu diesen Anträgen erinnert der Regierungsrat an die

bisher durchgeführten Volksabstimmungen in Baselstadt zu dieser Frage»
Das Frauenstimmrecht wurde 1920 mit 12 455 Nein gegen 6711 Ja,
1927 mit 14 917 Nein gegen 6152 Ja und 1946 mit 19 892 Nein gegen
11709 Ja von den Männern abgelehnt. In der Zwischenzeit wurde
durch Grossratsbeschlüsse den Frauen das passive Wahlrecht in die stän-
digen Kommissionen und für die Richterwahlen erteilt, ohne dass dagegen
das Referendum ergriffen worden wäre. Die Basler Frauen haben sich
am 20./21. Februar dieses Jahres selbst mit 33 166 Ja oder 72,6 o/o der
Stimmenden gegen 12 327 Nein (27.3 <Vo der Stimmenden) für das Frau-
eust i mmrecht entschieden.

Der Regierungsrat hat bisher immer die These vertreten, es müsse
auch den Frauen das aktive und passive Stimmrecht erteilt werden. Er
wiederholt zur Begründung seiner Anträge die Ausführungen seines Be-
richtes aus dem Jahre 1919, che in der Tat heute noch und wieder
aktuell sind. Der Regierungsrat erinnert ferner daran, dass sich die Frauen
immer mehr beruflich betätigen und sich oft längere Zeit oder dauernd
selbständig durchs Leben bringen, dass der Staat in immer grössere,
auch die Frauen direkt und indirekt berührende Lebensbereiche eingreift.
Wenn die Männer glauben, das soziale und politische Geschehen auch
für die Frauen richtig zu gestalten, so ist damit noch nicht gesagt, dass
es mit Hilfe der Rechtsgleichheit der Frauen nicht doch noch besser
gestaltet werden könnte. „Wir rühmen uns"', schliesst der Regierungsrat,
..unserer Freiheit und unserer vorzüglichen demokratischen Einrichtun-
gen, verschweigen aber, dass wir der Hälfte unserer Mitbürger die Mit-
Beratung und Mitbestimmung; verweigern".Q ~ O

Nachdem der Regierungsrat festgestellt hat, dass der Wahl- und
Abstimmungsakt auch Frauen nicht mehr als Männer in Anspruch nimmt
— nämlich jeweils nur einige Minuten — und auch anderen Argumenten
entgegentritt, kommt er zum Schlüsse: es sei heute der Moment gekom-
men. den Frauen das volle Aktivbürgerrecht zu gewähren!

.Tagesanzeiger, 22. 3. 54.
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